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P:RASIDENT (nach Eröltnung der Sitzung
1lI11 14 Uhr 43 Min.): Ich eriÖffne die Sit:zung.

Von der heutigien Sit'z'u,ng haben skh die
Herren Abgeordneten iH ai n i s c 'h und
B ach i n ger ,entsohuldigt.

Ich habe das Verzeichnis der Mitglieder und
E,rsatzmänner des rBundesrates in Niederöskr
reich auf die P'1ätze der Herren Abgeordneten
auflegen lassen und weit,er den Tätigkeits
bericht des Amtes der nö. 'Landesregiiemng
vom Miärz 1950.

Ich ersuche um Verl:esUrng d~s Einlaufes.
6CH'RI'FTFÜHR!EH (liest): Yor,lage der

Lalndesregierun,g, betreffend! YO'f'anscMag des
Landes Niederösterrei<c,h vür dias Ja1hr 1950,

Vorlage der Landesregierung, betreffend
Landesgesdz über die Fischeflkarte.

prRÄSrIiDIEiNT: Wir gelangen zur 'Beratung
der Tagesordnung. Ich ersuche den Herrn Ab
gwrdnden A nd'e r'1, die Yeflhanrdlung zur
Zahl 57/2 einzuleiten.

:Berichterstatter M~g. ANDEHL: Ich habe
namens des IBaruausschusses 'über den rBerkht
und Antf'ag der nö, ,LandesflC!gierung, betref
fend den B,au ,einer 'Schmal'spurhaihn 'Von Stei'n·
bach- Gmß-IPerthol!z-Karlstift-St. Oswald
nach Freistardt (Antr,ag der Abgeordneten
Zettel, Gaßrner, Kren, Ur. iStein,götter, Sig
mund und Genossen vom 22. Dezember 1947),
zu referier,en.

Hoher Landtag! Dj'e ni~d!erösterreichische

Landesrergi,erung beehrt si,ch, dem Landtag
einen Bericht über die gepflogenen Eflhebun
gen mit der Ü'berösterr,ei,chischen Landesregie
rung und dem Bundesministerium für Y,erkehr,
Generaldlirekti'ü'n der Österreichischen Bundes
bahnen, hinsi'chUioh ,der Projektierung einer
SchmalSipurbahn von Steinbach-Groß·Pert
holz-Karlstift-St. OSlwald nach Fr'eistadt
vorzU'leg,en.

Der Landta:g von Niederöst,erreich hat in
seiner 5. Sitzung vom 22. Dezember 1947 fol
genden Antrag dies 'ßau3usschusses zum Be
sehluß eflhoben (liest):

,,1. Die Landesreglieruillig wird ,aufgeforrdert,
mit der 'Lanrd\esregiemng von Oberösterreich
vorbereitende Bespflechungen zur FeststeHung
des vorhandenen Interesses am Bau einer
SehmalSlpurhahn von Steinbach in Niederäst,er
reich nach Freista,dt in Oberösterfleiohaufzu
nehmen.

2. Die Landesreg'ierun:g wird aufgefofldiert,
beim Bundiesminister,ium f,ü,r V,er1kehr, General
dipeküon für die Östeneiohischen Bundres
bahnen, vorstellig 'Zuwenden und ,dahin zu
wir1km, daß 'eine behö'J.1d'Hche Begehung dies für
den projektierten 'Bahnbau in Fmg'e kommen
den Gebietes uut,er Zuziehun!g al'ler Inter
essenten: in :die We.ge ,g:eleitet wind, damit die
Grundlagen für ,die Iweiteren Yorarheiten ge
schaHen wer.cl)en können."

Nae'h den seitens dies La.ndesamt'es B/2 ge
machten rErhebungen 'besteht bei denbeteiHgten
WaldvierHer Gemeinden grundsä:tzHch weiter
hin Interesse an der Durchführung di'eser
Bahnverbindiung.

Das Waldviertel, dessen Y,erk,ehrsmögHch
keiten bisher aussehHeßhch auf die Bahrnhnie
OmündL--Wien ,a!bges,teHt sind, wekhe nach
Norden und! :Südeneinige ZubJ!i'ng,erlinien aus
sendet, könnt,e diurcrh diese neue Veflbindiung
nach Freist.adt widschaftlioh und fr'emden
venkehrsmäß'ig eine we'Slent:liche Bele'bung er
fahren. Dies um 'So mehr, 'als bei den ,g,e
ge'benen Verhältnissen noch 'längere Zeit an
einen &roßzlÜgigen Ausbau des ni'edleröskr
reichi'Schen Str,aß,ennetz:es in dieser Gegend
nicht wiTd gedacht werden können. Im übri:gen
würde vom rStandipu:nkt,e dies Güterv,erkelhrs
eine solche rBarhnlinie IdieLeistung einer ein
zelnen Straßenverbi1ndlun,g efihebHch über
trdfen.
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Nach :fü,hlungnahme mit drem Amt der oher
öst,errei.chischen Landesr<egi1eru'tl,g wur<dre fest
gestellt, daß auch 'seitens dies BUllides:lanc1es
Oberösterreich nach wie vor dias größte Inter
esse an der Verwi'riklichung dies gegenständ
lichen Projektes vorHegt.

Aus dem sei,tens der oberösterreichischen
LandesH~gieru:ng zur Verfügung gestellten
SchriHwechrslel gtJht eindieutig 'hervor, daß
schon 'seit dem Jahre 1890 vielfach Versuche
unternommen wurden, eine Bahnverbintdung
zwiS!chen :der hest'c<henden Waldviertelhahn und
freistadt herz'l1stellen. Es wurdle auch vom
ehemahg,en iEisenbahnminisberium am 7. Jän
ner 1909 'unter ZaM 63.990-2 ex 1908 der
Stladt:~meinde Frreistadt die B'ew.iHi:gung zur
Vornahme teohnisoher Vomrbeiten f'ür eine
schmalspUT'i!ge Lokalbaihn von der Station
freistadt der IBalhnlinile Budiwei'sc-Klein-Reif
li:ng übeT Harrrach:stal--<Uebenauz:ur Station
LlalligscMag der niederöstlerreichischen Wald
viertelbahn auf d'i,e :DaUier eines Jahres ert:eilt.

Nach einem Bericht der Stadtgemeinde Frei
stadt wurde sc:hon in dien Jahren 1890 bis
1892 ein Vorpmjekt für eine Lokal:bahn
Ormünd-:f peistatdit ausgearbeitet. Im l'ahre
1910 'wurdeauf Grund der vÜ'rangeführt'en
Genehtmilgun:g des ehemaligen Eisembaihnmini
steriulffi's neuerlkh ein: Vorprojekt erstellt. Nach
dem erstenWeltrkrieg wurde wiederrholt von
dien interessiert,en Gemeindien und vün ,dJen
Groß:grundbesitzern Oberösterreichs3'uf die
dringmdie Notwendigkeit der Hers,teHu\l:g e,iner
BaJhnverbirndulllg Gmünet------.f'reistadt hingewie
sen. !Da insbesonders diie Stadt f reistadt 'an
dem Zustandeikommelll di,eser Bahn aus wirt
schaftlichen Gründen 'besonders stark inter
eS9iert war, wurde in den JahJ.1en 1927 und
1928 unter AufwendJung von rund 90.000 S
ein ausHiihrlioher Entwurf einer 0,76-m
spurigen Nebenbahn :freistadt-Langschlag
von der Eigenbahnuntunehrnung Brüder Red
lich & Berger in Wien neuerlich ausgearbeitet.
Schon diamals haben sich di'e interessierten
Großgrundbesitzer über- und Nieder,öster
r'eiehs sOiWieauoh die einzelnen Gemeinden Zll
einem größ,tmöglkhen 'BeHmg zur BaUisumme
bereit errklärt undi war die :finamierung bis
auf zinka 15 % g,esiohert. Allerdings scheiterte
diamals die VerwirkNchu:ng des Projekt,es in
folge mang'c<lnder Unterstützung der olberöster
reiehischen ,Landesregierung.

Denzeit befinden sic,h beim Amt,e der ober
österreichischen :Landtes.tiegiellung bz'w. 'beim
BiÜr,germeister der St,adt~meinde :Freistadt,
weloher Igleichzeitig Obmann des seinerzeiN,gen
Ba'hnlbaulkomit,ees war, folgende Projektsunter
lalgen: Ein VO.fI}JwjeM aUis dem Jalhre 1892,
ein Vorpmj'ekt 'aus dem Jaihr'e 1910 und ein

au~.führlicher Entwurf aus dem Jahr-e 1928
Hir die Teilstrecke in überös,terreich freistadt
bis Landesgrenz'e und 'der Teilstrecke in
Niederösterr'ekh von der Landesgrenze bis
Langschla:g.

Entspr1echend de:mBeschluß des Hohen
niederösterreichischen Landtages und dem
besonderen Interesse beider ß'undesländer an
der Realisierung dieses P'mjekks sOIwie unter
Hinweis auf die für die weiterzuführ<endien
Vor,arheit,en sichenges,telHen Pmjektsun1terlagen
wurdie mit Geschäftszahl L.A.Bj2-341-
XXIV-1949 unter dner Absch'l1ift dies gegen
ständlichen IBeriohtes an das BUllidesministe
riulm für V'erlkehr" GenemldirekHon der ÖBB,
miit dtem rErsuchen herangetreten, mit Rücksicht
auf daslnt,cf'essle der heteili:gten Ländler und
Gemeinden sowi,e dier hinr,eichend vorhandenen
PmjtJktunterlagen den Stand dier bislher gdei
steten Vorarbeiten zu ürberpnüfen und: die in
fortsetzung des Verflah'rws erforderlichen
Kommissionierungen ,anzuheraumen.

Das Bundtesministerium für V'erkehr, Gene
midirektion der ÖBrB, hat in Beantwortung
dieser Eingabe mit rE'rlaß Zahl 72043-1 wie
folgt Stellung Igenommen (liest):

"In I'hrer Zuschrift vom 25. Juli 1949,
Zahl L.A.rBj2-341--XXIV-1949, stellen Sie
den Antrag, die Verh,andll:ungen über dien Bau
einer Schmalspurbiahn von Steinbach über
St. üswald nach Freistadlt 'unter Zugrunde
'1egungder beim .Amt1e der oberöstierreichischen
Landesregi'erurng bz'w. beim .ßtür,germeist'er in
freistadt vor,handenen Entwurfsunterlagenaus
dem Jahre 1928 und ausfJ.1ülherer Zeit wieder
aufzunehmen, den ,Stand! dler bi'sher ,gdeisteten
Vorarheikn zu üherpf'üfen und die in fort
setzung dies VerflahJ.1e1l's erfO'fdierlichen Kom
missionierungen anzuberaumen.

Hier,z:u muß zunächst infÖ'rrmHcher Hinsicht
bemerkt wer,den, daß ein 'Ermächtigungsgesetz
Z'Ur AusfühfUing dieses 'BlahirJihauesauf Staats
kosten nicht vOTlie:gt und diaßau0h keine pri
vate Körperschaft oder Unt,emehmung als
B'ewilligungswerber ·auftreten könnt,e, die in
der Liage wäre, naehzuweisen, diaß die für den
BaJhnhau erforderlichen Geldmittel vorhanden
sind oder ,aufgebmcht werden können. Inso
lange dies jedoch nicht der f aB ist, kann die
Eisenbahnbehörde a:l1 eine Durchfüthrung von
AmtS!handlungen zur Feststdlung der Zu
lässi'gkei,t dies Bahrnhaues in öffentlich-recht
licher Hinsieht :nicht denken.

T'rotzdem haben wir dien VorsoMag auf
Herstellu'ng der gedachten schmalspurigen
Verbindung zwis0hen der 'fmnz-Josefs-Bahn
strecke und der Summer:auer Linie in wirt
schaftUcher Hinsicht näher untersucht und
sind zu der Übenzeug1Ung geikommen, daß ein
derartiger Bahnrhau 'wolM alsausgeSiprochene
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Fehlinvestitioll angesehen werdIen müßte, weil I
dier ständig ,all Bedeutung g,ewi,lllnende Kraft
wa:genverkehr heute schon dazu f'Ü'hrt, 'einzdne .
mit stäl1ldligem Bdr'iebsaibg,a11lgarbeit,ende voll
spurigle Nebenlinien 'Zur Stillegungin Aus
sicht zu nehmen.

Durch eine Vengleichsrechnu:n:g dÜTfte un
schwer naohzurlechl11len sein, d'aß es zur Bewäl
tigung des vlerhältnismäßdlg bescheid1enen V'er
kehrsauf'kommens zweilfellos !wif'tsC'haft:1icher
sein d'ürfte, die 'Zum Teil vorh'anldenen StTaßen
jenes Gebietes für ·die Aufnahme eines
schweren Lastenverkehrs auszuhauen, statt
eine 'SC'hmaIspuribahin für den öHenHiohen Ver
kehr mit ,dlem dami,t !verbundenen hohen
Personalaufwand vollständig neu zu erbauen
undziU betreiben, 'Z'umal für den Personenver
klehr des ,in Fra:gekommendien Gebi,et,es o'h11'e
dies schon durch den Bletr:ieb 'von Postauto
linien hinilängliClh vOf'geSOl1gt ist. Da der
KraHwagenwettibewerb durch den geplanten
Bahnibau keineswegs ausgeslcha:Jtet werden
koÖnnt'e, iinsbesond~re wtenn die Str:aß'en auf
Dränigen dler iStraßenlben'Ütlzer ei'nmal verbes
sert seinwe11dien, :und dia ,die Befö'fderu11lgs
dauer im K'rlaftwagenv'erikehr immer kürzer ist
als mit 'die'r iB1ahn, würde .dJi,e dnmal erhaute
Sohmalsp;urbaihl11 trotz span;amster 'ßletriebs
führung sicherlich hal:d 'notleide11ld werden. Ob
die gedachte Sohmalspurbahn et'wa 'aIs ein
fache W,al,diba'hn bauwürd!i!g list, müßtie durch
eine übersoMägig;e Er1t:ragsibereC'h11iu'11g ,erst {'r
wiesen werden.

Da unter den Id!ar,geste<llten Umständen eine
Finanzierung des Bahn:bau~s dmC'h privat<e
Geldgeber 'kaum mÖ1gHch sein diürfte,öffent
liche Mittel bei Iderangespa:nnten finanziellen
Lage des Staates und der Länder wohl niC'ht in
Fr,age kommen, sehen wir dlaiher 'keine Mög
lichlkeit, I'hne Anregungen auf WeHerver
folgung des Bahnbaugleda:nkens fördern zu
können."

Der Antrag dies iBauausschusses llaut~t

(liest):
Der Hohe Landta'g woHe beschließen:
"Der Eer<icht der nö. Landesregi'erung über

die gepflogene Fühlunlg;na1hme mit der ober
österrei'Chisch'en Landesregieru11lg als auch mit
dem :BundicsministeJ:1ium flür Verk,ehr, General
direk'Hon der österreicihischen B'undeshahnen,
hinsichtHch der Pwjektieru11Ig einer SC'hmal
spurbalhn von StiCii'11haoh-Groß-PerthO'lz
Karlstift~St. Oswa1d 11Iach Freistadlt wird zur
K'eu11'tnisgenommen."

Ich biHe das Hohe Haus, diesem Antrag
die Zustimmung zu er,teilen.

PRASIDENT (Abstimmung Gegen-
probe): Der Antnag des Bau:ausohusses ist
a n,g·e11!:om men.

Die Zustimmung des Hohen Hau~es voraus
setzend, stelle ich dil,e Zahl 63, welche vom
Verfassungsausschuß am 15. März 1950 ver
abschiedet wurde, nnch 'auf di'e Tagesordnung
der heuti~en Sitzung. (Nach einer Pause): Es
wird keine Einwendung eriho:ben.

Die Vorlage hegt auf den Plätz,en der
Herren Ahg,eordnetenauf; di,e im Verfassungs
ausschuß beschlossenen Ä.ntdierungen sind Ül

dierselben .ber,eits <diurchgdührt.
Ich ersuche den Herrn Ahg. Fe Ih r i n ger,

die Ver;handlul1Ig zur Zahil 63 einzuleiten.
BerichterstaHer Abg. FIEiHRINGER: Ich

hahe namens des Verf:assun~saussch<usslesüber
die VOTlage der Landesregierung, betreHend
die AU1"echnung von Vopdienstzeiten der
Landesbeamten für dii'e Bemessung ,dies Ruhe
genusses (Ru:hegenußvordienstz,eitenordnung) ,
zu berichten.

Durch :die mit LandJt'agsbescMuß vom
1. Juli 1947 g,enehmig,te BesoldungslÜlber
Idtu'l1'gsondnu'ng wurden die BesoldungsveT
hältlnisse der Landes!beamten in der W'eise neu
georldinet, daß siclh ,diese nach ,dien 'Bestim
mungen ,des Biundesgesetzes vom 12. Dezem
ber 1946, BIOBl Nr. 22/1947,üher dias Di:enst
ei,nkommenund die RUlhe- und Versorgungs
genüsse der Bundesbeamten (Gehalts'Üher
leit:ungsgesetz) in seiner jewe:i1:igen 'f,assung
zu regeln hahen. In wei,terer VerfnIgung dies
vom Hohen Landitag hieTmit lauf:gestel1ten
011undisatzes der besoldungsmäßi,gen OleiC'h
stellung de,r Landesbeamten mit ,den Bundes
beamtlCfi soH :llwnmehr dll'1'ch diese Vorlage
auch die Anrechnung von Vordienstzeiten der
Landesheamtien tür die Bemessung des Ruhe
g,enusses in sinngemäß gl,eicher Weise ermög
licht wenden wie hei dm· B:ll'ndlesbeamten.

Die Bestimmungen des diesen Gegenstand
h'insichtlk'h dler Bundes:beamtelll regelnden
Bundesgesetzes vom 13. Juli 1949, ROBl.
Nr. 193, über die AnreC'hnung von Vordi1enst
zeiten der iBundesbeamten für ,die Bemessung
des Ruhegenusses (R'ulhege11'ußvordtenstz,eiten
gesetz) sollen - sü wie bei der Übernahme des
GehaltsüiberleitungSigeset,zes - ~ür die laindes
beamten mit dem gleichen T,age und im
gleichen Umfange ei11'teten wie für die
BundieSbeamten.

Die Wirksamkeit dieses BeschJ:usses soll sich
auch auf d'ie Beamten der Be'zil',k'e (Gemeinde
verbände) erstrecken, da dliese den L'andes
beamten besoIdiungsmäß'i'g ,glekhgestdlt sind.

Der VerfasS'ungsausschuß hat 'sich in seiner
Si,tzung 'vom 15. M:älfz 1950 mit ,dieser Vor
lagle beschäftigt und zwei Abänderungen be
schlossen.

Im Artikel 11, Punkt (1), wurde das Wort
"gruindisätzhch" gestrichen.
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Dom A'rtik,el II wurde ej'n Punkt (4) mit
folgendem Wortlaut hinzugefügt:

"für3ngerechnete Zeiträume vom 1. Ok
tober 1938 bis 31. August 1946 sind ,keine
Pensionsheit,räge na,chzuzI3lhlen."

Diese Änderungen sind! in der dem Hause
vorliegenden Beschlußvorlage ber'eitsdurch
geführt.

Der Antrag des Verfassungsausschusses
lautet (liest):

!Der Ho,hre Landtag 'Wolle beschließ,en:

"Der vorliegende IEl1'twurf eines Landtags
beschlussesüber die Anrechnung 'von Vor
dienst,zeiten der Lal1'desbeamien für die ,Bemes
sung des Ruhegenusses (Ruhegenußvordienst
zieiteno,rdnung) wir,d gerIchmigt.

Dienö. La'11'desreg.ierung wird beauftragt,
zur DurcMührung dics'es Bes,c'hlussesdas Er
forderliche zu veranlassen."

Ich ersuche das 'Hohe Haus, diesem Antrag
di'e Zustimmung zu erteiJ,en.

PRÄSliDENT: Zum Worte gelangt Herr
Landesrat Gen n e r.

Landesrat GENNER: Huher Landtag! Die
Vorl1age, die dem Landklgheute unterbreitet
wurde s01l1 wie es im Motivenberlicht -heißt,
den Zweck 'haben, die Anrechnung der Vor
diel1i.,tzeiten: für die LandeS/beamten bei der
Bemessung der Ruhegen'Üsse in gleicher 'Weise
wie bei ,den Bundesbeamten vorz'u:nclhmen.
Dieser Zweck 'ist zu heg!lüß,en, wenn er erfüllt
wird. In -der Vorlage ,gibt es aher eine Be
stimnmng, aus der die Gefahr hervorg,eht, daß
die Verordnungen ion Wirkl'ichikeit nicht ange
wendet werden. Diese Bestimmung sagt im
Punkt (3) dies Art'ilkels 11: "Vewrdnungen, die
auf Grund dieses B'undesgesdzes erl,assen wer
den, finden nur ,diann und insoweit Anwen
dung, als die Landesregierung es beschließt."

In der Praxis würde das nu,n wahrscheinlich
so sein, daß dias Präsi,diumund einige hohe
Herren der Volkspartei besch,,jießen, ob und -
um bei diesergrrunc'3äbzliC'hen frage zu blei
ben - -inwieweit eine Veror'dnungauf Grund
dieses Gesetzes auch in Niederösterreich ange
wendet wenden soll. Die niect:erösterreichischen
Landlesbeamten und Landiesangestellten haben
mit der Anwendung von Personalgcsetzen
schon einige Erfahrungen gemacht. So wurde
z. B. mit dem L-andtagsbeschluß vom 1. Juli
1947 das Gehaltsüherleitungs,ges,etz des Bundes
vom Jahre 1946 zur Grun.dilage für die Be
messung der Gehälter und Ruhege11'üsse der
Landesheamten genommen. Auf Grund diesiCs
GehaHsiÜberleitungsgesetzes 'hat die Bundes
regierung aJ1ll 31. August 1948 eine Neben
gebührenvewrod1nung erlassen, di'e~,estiJ1llmt,

daß für gewisse Arbeiten, nämlich Uberstun-

den erschwerte Arbeiten usw., Nebengebührcn, .
g,ewährt werden solle!l. Die nö. Landesregl-e-
rung hat, obwohl sie ,die Gewerkschaft schon
mehrmal'S dIarum ersuoht hat, bis jetzt keine
solche Verordinungerlasscn.

Weitere Beispiele, wie di'e niederöst'er
reic'hischen 'L'andesangestellteil g,egenü'ber den
Bundiesangestellten geschädi,gt werden, sind:

Am 1. Juni 1948 ,is,t das Vertragsbedien
stetengesetz des Bundes in Kraft getr,eten. ,Es
wurden 'aber !keine gel1lügenden Maßnahmen
getroffen, um es ,für alle niedlerösteneiohischen
L,andesang,estell1'en wirksam zu machen. Der
Bund hat fenner ei,ne Vor,dienstzeitenverord
nung vom 28. Juni 1948 'auf Grund dieses
Gesetzes erlassen, die die Anrechnung von Vor
dienstzeiten und damit dli:e Gewährung höherer
Bezüge auch frür die Vertragsbedienstden vorc
sieht.

In Ni,ederöstenreich ,gibt es aber keine Ver
tragsbed:iensteten, die vor ,dem 1. Juli 1948 ein
getreten sind; dieSle können daher auch nicht
um die Anrechnung von Vordienstzeiten an
suche!l.

So werden a:lso die niederösteri"'eic'hischen
Landesangestellten, 'di-e einmal zu den best
bezahlten Angestellten des öHenHichen
Dienst'es g,ehört haben, heute gegenüber den
B'undesbeamten g'eschädiigt!

Es ist daher nicht 'verwunderlich, daß die
Beamten und Angestellten -gegenüber einer
Bestimmung, die ,dier Landesregierung über die
Anwendung .einer Verordnung frei'es Ermessen
läßt -- ob ul1'dinwieweit", eine hübsche
f o,rmel ~: etwas mißtrauisch sind'.

Die OewenksC'haft hat deshalb z-u dieser Vor
lage Stellung genommen und eine andere For
mulierung vor,gesohlagen. Leider ,ist dieser
VorsoMa,g der Gewerkschaft nic'ht berücksich
tigt worden.

Gestern ist im Verfassungsaussc'huß - und
das ist nicht von ungefähr - - eine sehr lange
Debatte über diese Vorl1age gewesen. Es wurde
immer wieder eingewendet,d'aß ,in Nieder
österreich andere Verhältnlissoe sind. Nach
meiner Meinung könnerIaher diese Verhäl t
nisse bei sinngemäßer Anwendung der Verord
nung olhne weiteres herücksiohhgt wer,den.

IC'h erlaube mir deshalb, ,dlem Hohen L-and
t,ag eineI1l ,R e sol u ti 0 'n sa n ,t rag ,zu unter
breiten, der entsprechend der Stellungnahme
der Gewer1ksehaft ahgef1aßt wurde, und um
dessen Annahme 'ich Sie hitte.

Der Resolutionsarntrag lautet (liest):
"Artdikel 11, Absatz (3), soH Iauten:
Verolldnungen, die auf Grund dieses Bundes:

gesetzes erlassen werden, 'sind längstens dn~l

(3) Monate nach ihrem Inkroafttreten von der
Landesregierung) sinngßmäß 'anzuwendlen."
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PRÄrSI:DENT: Zum Worte ist niemand
mehr ,gemeldet, der Herr IBerichterstatter hat
das Scrhlußwort.

Berichterstatter Ahg. FiEHRINOER (Schluß
wort): Hohes Haus! Ich bringe ao'ch einmal
die Hitte vor, dem Anhalg des Yerfassu:ngsmls
schussles die Zustimmung zu ertei'lcn.

Ich ersuche den Herrrn Präsidenten, die Ab
stimmung hieflüber vorzune'hmen.

PRÄrSIIDiENT (Abstimmung über dm An
trag des Verfassungsausschusses - Gegen
probe): An gen 0 m m 'e n.

loh bringe nun den ResoluHonsantmg des
Herrn Abg. iÜ e n ne r zur Abstimmung und
bitte jene MHgheder des Hauses, welc'he für
die Annahme dieses Anha\ges stimmen wollen,
die Hand zu erheben. (Geschieht. Nach einer
Pause): Er ist ahgdehrnt. (Abg. Dubovsky:
Zuerst muß über dm Resolutionsantrag ab
gestimmt werden!) Ich habe ber,eits über den
ResolutionsantDagabstimmen 113ssen. Er wurde
abgelehnt. (Abg. Stangler: Da habm Sie
wahrscheinlich geschlafen! - Landesrat Gell
ner: Zue'rst muß über den Resolutionsantrag
abf.':estimmt werden und dann erst über dm
Antraf.': des Verfassungsaussrhusses.)

ISOmit ist di,e Tag,esordnungder heutigell
SitZ'Llng :erledigt.

In flünf Minuten findet eine vertrauliche
Sitzung des ILandta,ges statt.

Nach de'r vertraulichen Sitzung tagt ,der
f'inall'Zl3USschuß im Prälatensaal und ,der ßau
ausschuß im ,Hcrrensaa:l.

Ab Dienstag, den 21. M'ärz 1950, 14 Uhr,
tagt Ider Finanzausschuß im Herricnsaal mit
diei- Targesmdnung: VOTans.chlag des L'andes
Nieder1österreicrh für das l'ahr 1950. Die Be
ratungen werden am 22., 23. und 24. März
1950 fortgesetzt.

Die Einl,adungcn zum Finanzausschuß liegen
cmf den Plätzen der Herren Mlitglieder und
Ersatzmänner dieses Ausschusses auf.

Die nächste Sitzung des Landtages findet
am 28. März 1950 um 10 Uhr mit der Tages
oHlmung: Voranschlag des Landes Nieder
österreich für das Jahr 1950 statt.

Die Beratungen des Bud!gets 1950 werden
am :29., 30. und 31. März 1950 weitergeführt.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schlu(3 der Sitzl/Il.i'. /!I1l 15 Uhr 5 Min.)


